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Thema dieser Ausgabe 

   

 Feier des Arbeitgebers anlässlich der Verabschiedung eines Arbeitnehmers nicht steuerpflichtiger Arbeitslohn 

(BFH, Urt. v. 19.11.2025 – Az. VI R 18/24) 

 

   

____________________________________ 

 

Aufwendungen des Arbeitgebers für einen Empfang 

anlässlich der Verabschiedung eines Arbeitnehmers in 

den Ruhestand führen bei dem zu Verabschiedenden 

nicht zu Arbeitslohn, wenn es sich bei der Veranstal-

tung um ein Fest des Arbeitgebers handelt. Dies gilt 

auch, soweit die Aufwendungen des Arbeitgebers antei-

lig auf den Arbeitnehmer selbst und vom Arbeitgeber 
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eingeladene Familienangehörige des Arbeitnehmers 

entfallen. 

Hintergrund 

Der Einkommensteuer unterliegen unter anderem die 

Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit. Diese Ein-

künfte berechnen sich nach dem Überschuss der Ein-

nahmen über die Werbungskosten. Einnahmen sind 

dabei alle Güter, die in Geld oder Geldeswert bestehen 

und dem Steuerpflichtigen im Rahmen der Einkünfte 

aus nichtselbstständiger Tätigkeit zufließen. 

Der Bundesfinanzhof (BFH) hatte nun mit Urteil vom 

19.11.2025 (Az. VI R 18/24) zu entscheiden, ob die 

Kosten einer Feier des Arbeitgebers anlässlich der 

Verabschiedung eines Arbeitnehmers bei dem Arbeit-

nehmer zu einkommensteuerpflichtigen Einnahmen 

führen. 

Maßgeblicher Gesetzestext 

Die für die Entscheidung des BFH maßgeblichen ge-

setzlichen Regelung ist § 8 Abs. 1 Satz 1 des Einkom-

mensteuergesetzes (EStG). Diese lauten wie folgt: 

§ 8 Abs. 1 Satz 1 EStG 

„Einnahmen sind alle Güter, die in Geld oder Geldes-

wert bestehen und dem Steuerpflichtigen im Rahmen 

einer der Einkunftsarten des § 2 Absatz 1 Satz 1 Num-

mer 4 bis 7 zufließen.“ 

Urteil des Bundesfinanzhofs 

Sein Urteil vom 19.11.2026 fasst der Bundesfinanzhof 

in der Pressemitteilung Nr. 10/2026 vom 24.2.2026 wie 

folgt zusammen: 

„Trägt der Arbeitgeber die Kosten für einen Empfang 

anlässlich der Verabschiedung seines Arbeitnehmers in 

den Ruhestand, führen diese Kosten bei dem Aus-

scheidenden nicht zu Arbeitslohn, wenn es sich bei der 

Veranstaltung um ein Fest des Arbeitgebers handelt. 

Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteil vom 

19.11.2025 entschieden. 

Die Klägerin - ein Geldinstitut - veranstaltete im Jahr 

2019 einen Empfang in ihren Geschäftsräumen, um 

den scheidenden Vorstandsvorsitzenden zu verab-

schieden und gleichzeitig seinen Nachfolger vorzustel-

len. Organisation und Umsetzung oblagen der Perso-

nalabteilung. Die Gästeliste wurde unabhängig von der 

konkreten Veranstaltung nach geschäftsbezogenen 

Gesichtspunkten festgelegt. Unter den circa 300 gela-

denen Gästen befanden sich frühere und jetzige Vor-

standsmitglieder der Klägerin, ausgewählte Mitarbeiter, 

der Verwaltungsrat, Angehörige des öffentlichen Le-

bens aus Politik, Verwaltung sowie bedeutenden Un-

ternehmen und Institutionen aus der Region. Weiter 

waren Vertreter von Banken und Sparkassen, von Ver-

bänden, Kammern und kulturellen Einrichtungen sowie 

Pressevertreter anwesend. Außerdem waren acht Fa-

milienangehörige des scheidenden Vorstandsvorsit-

zenden eingeladen. Die Kosten für den Empfang trug 

die Klägerin. 

Das Finanzamt (FA) vertrat die Auffassung, dass die 

Kosten dem ausgeschiedenen Vorstandsvorsitzenden 

als Arbeitslohn zuzurechnen seien und nahm die Kläge-

rin für die hierauf entfallende Lohnsteuer in Haftung. Es 

berief sich auf seine internen Lohnsteuerrichtlinien 

(LStR) - R 19.3 Abs. 2 Nr. 3 LStR -, wonach übliche 

Sachleistungen des Arbeitgebers aus Anlass der Ver-

abschiedung eines Arbeitnehmers steuerpflichtigen 

Arbeitslohn darstellen, wenn die Aufwendungen des 

Arbeitgebers 110 € pro Gast überschreiten. 

Das Finanzgericht (FG) sah dies anders. Es gab der 

Klage teilweise statt und bejahte steuerpflichtigen Ar-

beitslohn nur insoweit, als die Kosten auf den aus-

scheidenden Vorstandsvorsitzenden und seine Fami-

lienangehörigen entfallen sind.  

Der BFH hat die Revision des FA nun zurückgewiesen 

und die Entscheidung des FG im Wesentlichen bestä-

tigt. Finanziert der Arbeitgeber eine Feierlichkeit, liegt 

Arbeitslohn nur vor, wenn es sich um eine private Feier 

des Arbeitnehmers handelt, nicht aber, wenn die Gäste 

anlässlich eines Festes des Arbeitgebers bewirtet wer-

den. Ob es sich um ein Fest des Arbeitgebers oder ein 

solches des Arbeitnehmers handelt, ist unter Berück-

sichtigung aller Umstände des Einzelfalls zu entschei-

den. Dabei ist neben dem Anlass der Feierlichkeit auch 

von Bedeutung, wer als Gastgeber auftritt, wer die 

Gästeliste bestimmt, wer eingeladen ist, wo gefeiert 

wird und welchen Charakter das Fest hat (betrieblich 

oder privat). 

Diese Grundsätze hatte der BFH bereits im Jahr 2003 

in seinem Urteil vom 28.01.2003 - VI R 48/99 (BFHE 
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201, 283, BStBl II 2003, 724) zur Geburtstagsfeier 

eines Vorstandsmitglieds einer Genossenschaftsbank 

aufgestellt und sie nun auf den Fall der Verabschiedung 

des Vorstandsvorsitzenden in den Ruhestand übertra-

gen. Die Verabschiedung hat ganz überwiegend beruf-

lichen Charakter. Sie stellt den letzten Akt im aktiven 

Dienst des Arbeitnehmers bei seinem Arbeitgeber dar 

und ist folglich (noch) Teil der Berufstätigkeit. Mit der 

Verabschiedung des scheidenden Vorstandsvorsitzen-

den ging zudem die Amtseinführung seines Nachfol-

gers einher. Die Klägerin selbst trat als Gastgeberin 

des Empfangs auf und bestimmte die Gästeliste. Der 

Empfang fand schließlich in den Räumlichkeiten der 

Klägerin statt. Der BFH hat außerdem geklärt, dass 

entgegen der Auffassung des FG auch die auf den 

Vorstandsvorsitzenden selbst und seine Familienange-

hörigen entfallenden Kosten kein Arbeitslohn sind, 

wenn wie im Streitfall die Teilnahme der Familienange-

hörigen gesellschaftsüblich ist. 

Das Urteil stellt damit klar, dass Unternehmen die Kos-

ten für die Verabschiedung ihrer scheidenden Mitarbei-

ter ohne lohnsteuerliche Nachteile übernehmen kön-

nen, solange die Veranstaltung als betriebliche Feier-

lichkeit ausgestaltet ist.“ 

Vorinstanz 

Vorinstanz war das Niedersächsisches Finanzgericht, 

dessen Urteil vom 23.4.2024 (Az. 8 K 66/22) mit Revi-

sion angegriffen worden war. 

Fazit 

Der BFH stellt klar, dass für die steuerliche Beurteilung 

entscheiden ist, ob es sich bei der Veranstaltung um 

eine private oder um eine betriebliche Feier handelt. 

Die Abgrenzung sei nach den Umständen des Einzel-

falls zu treffen. Wichtige Indizien sei die Gastgeberrolle, 

die Gästeliste sowie die Räumlichkeiten. Bei einer be-

trieblichen Veranstaltung überwiege das Interesse des 

Arbeitgebers. Arbeitslohn sei für den Arbeitnehmer 

nicht gegeben. 

 

28.2.2026 

Dr. Johannes Stehr 
Rechtsanwalt Steuerberater 
Fachanwalt für Steuerrecht 
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Die Beiträge dieses Newsletters stellen eine Auswahl an allgemeinen Informationen über aktuelle Gesetzgebung, Rechtsprechung und Verwaltungsauffas-
sung dar. Sie wurde nach bestem Wissen erstellt. Sie erheben keinerlei Anspruch auf Vollständigkeit und können die persönliche Beratung in keinem Fall 
ersetzen. Diese Mandanteninformation stellt keine Auskunft, Beratung oder sonstige Dienstleistung unserer Berufsträger dar. Für Inhalt, Richtigkeit, Aktuali-
tät und Vollständigkeit kann daher keinerlei Haftung – auch seitens der Verantwortlichen – übernommen werden. 


